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ZPO § 115 Abs. 1 Satz 3 
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Leitsatz 
 
1.  Die Pauschbetragsregelungen des § 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
ZPO finden auf Unterhaltszahlungen an Familienangehörige im Ausland keine Anwendung.  
 
2.  Es kommt allerdings in Betracht, solche Unterhaltsleistungen begrenzt als besondere Be-
lastung nach § 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 ZPO zu berücksichtigen. 
Dies setzt voraus, dass dem Gericht hinreichend aussagekräftige Nachweise über die 
tatsächliche Erbringung der geltend gemachten Unterhaltsleistungen vorgelegt werden.  
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 B e s c h l u s s   

    
In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Kläger  - 
-  Berufungskläger  - 

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, 
dieser vertreten durch den Leiter des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge, 
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg, Az:  
 

-  Beklagte  - 
-  Berufungsbeklagte  - 

 
 
wegen Asylantrags 
 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Kunze, den Richter am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Beichel-Benedetti und den Richter am Verwal-
tungsgericht Valerius 
 
am 25. März 2019 
 
beschlossen: 
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Dem Kläger wird gemäß § 166 VwGO i.V.m. §§ 114 ff. ZPO für das Verfahren 
vor dem Verwaltungsgerichtshof Prozesskostenhilfe bewilligt und Rechtsanwalt 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX, zur Vertretung beigeord-
net. 
 
Der Kläger hat Monatsraten in Höhe von XXXXX   zu zahlen. Die Raten sind 
erst nach gesonderter Aufforderung durch die Landesoberkasse fällig. 
 
 
 

Gründe 
 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers hat Erfolg. Denn die Berufung des 

Klägers gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 18. Juni 2018 

- A 2 K 5306/17 - bietet hinreichende Aussicht auf Erfolg und erscheint auch 

nicht mutwillig (§ 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Der Kläger 

ist nach seinen von ihm gemäß § 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 117 Abs. 2 ZPO 

dargelegten persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen nur in der Lage, 

die Kosten der Prozessführung in Raten aufzubringen. Die zu zahlenden Mo-

natsraten sind mit XXXXXX festzusetzen. 

 

Bei der für die Festsetzung der Monatsraten nach § 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. 

§ 120 Abs. 1 Satz 1 ZPO gebotenen Berechnung des vom Kläger einzusetzen-

den Einkommens hat das Gericht die vom Kläger geltend gemachten Unter-

haltszahlungen an seine in Afghanistan lebenden Familienangehörigen (Frau 

und Kinder) nicht in Abzug gebracht. Denn die Pauschbetragsregelungen des 

§ 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 ZPO knüpfen an das 

deutsche Sozial- und Unterhaltsrecht an und finden auf Unterhaltszahlungen 

an Familienangehörige im Ausland keine Anwendung (vgl. Groß, Beratungs-

hilfe, Prozesskostenhilfe, Verfahrenskostenhilfe, 13. Aufl. 2015, § 115 ZPO Rn. 

53; Büttner/Wrobel-Sachs/Gottschalk/Dürbeck, Prozess- und Verfahrenskos-

tenhilfe, Beratungshilfe, 7. Aufl. 2014, § 6 Rn. 272).  

 

Es kommt allerdings in Betracht, solche Unterhaltsleistungen begrenzt als be-

sondere Belastung nach § 166 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 

ZPO zu berücksichtigen (Groß, a.a.O.). Dies setzt voraus, dass dem Gericht 

hinreichend aussagekräftige Nachweise über die tatsächliche Erbringung der 
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geltend gemachten Unterhaltsleistungen vorgelegt werden. Erforderlich ist ins-

besondere, dass sich die Nachweise über einen relevanten Zeitraum erstre-

cken, der im Regelfall drei Monate nicht unterschreiten sollte. Außerdem ist 

erforderlich, dass sich aus den Nachweisen der Zweck der Zahlungen (Unter-

haltsleistung), der Unterhaltsberechtigte als zumindest mittelbarer Empfänger 

der Leistung sowie Datum und Höhe der erbrachten Zahlungen klar ablesen 

lassen.  

 

Solche Nachweise hat der Kläger nicht vorgelegt. Er hat sich vielmehr darauf 

beschränkt, der Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse den Ausdruck einer E-Mail vom 11. Februar 2019 beizufügen, aus 

dem sich nur ergibt, dass ein Herr XXXXXXXXXXXXXXXXXXX einen „Geld-

transfer abgeholt“ habe. Der Zweck, der Adressat und die Höhe der Leistung 

werden dagegen nicht mitgeteilt. Ebenso wenig genügt der vom Kläger auf rich-

terlichen Hinweis nachgereichte Beleg vom 12. Januar 2019 den oben aufge-

zeigten Anforderungen. Denn er lässt lediglich erkennen, dass der Kläger dem 

besagten Herrn einen Betrag in Höhe von XXXXXX überwiesen hat. Dagegen 

finden sich in dem Beleg keine Hinweise, die darauf hindeuten, dass die Zah-

lung dem Zweck diente, die vom Kläger im Prozesskostenhilfeverfahren geltend 

gemachten Unterhaltsleistungen an seine Frau und seine Kinder in Höhe von 

monatlich XXXXXXXX zu erbringen.  

 

Die Entscheidung, dem Kläger für das Berufungsverfahren einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, findet ihre Grundlage in § 161 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 121 ZPO. 

  

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 
 
 
Dr. Kunze                             Dr. Beichel-Benedetti                      Valerius 
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